
Dıe Zukunfit der Deutschen in kuropa
Kolloquium in Potsdam VO 11 bis 13 Maı 1990

Um dıe Zukunft der Deutschen In Europa gz1ing 6S bel einem internationalen Kol-
loquı1um, dem dıe Präsidien der evangelıschen Kırchentage 1n der DDR und der
Bundesrepublık VO 11 bis Maı nach Potsdam eingeladen hatten. Das Thema,
das schon VOT mehreren onaten festgesetzt worden WAäT, hatte beıi der sich ständig
beschleunigenden Entwicklung auf dıe Vereinigung ıne besondere Aktualıtät,
und WaTr den Teilnehmern und Teilnehmerinnen anzuspüren, WwWI1Ie sehr dıe te-
henden Fragen allen den Nägeln brennen! Man kann den Kirchentagen und
der unterstützenden Otto-Bennecke-Stiftung 1Ur ankbar se1n, da s1e die Gelegen-
heıt einem derart dichten Austausch schuf.

Dalj} das europäische Haus 1m Dorf der Welt lıegt und damit auch das deutsche
Zimmer auf die traßen dieses Dorfes hinausgeht, geriet während des Kol-
loquıi1ums nıcht Aaus dem Blıck Daß sich Ööffne und geöffnet bleıbe, Wal das Anlıie-
SCH aller Anwesenden. Erhard Eppler und der Staatssekretär 1m DDR-Entwick-
lJungsministeri1um, Wol{f-Dieter Graewe, eizten gleich Begınn dieser Stelle
einen deutlichen Akzent, wobel uffiel, w1ıe DOSIt1V el die Möglıichkeıiten einer
veränderten und besseren Entwicklungspolitik Europas aufgrund der Entspannung
1m Ost-West-Verhältnis beurteilten: geringere Rüstungsausgaben, größere wirt-
schaftlıche Flexibilıtät, dıe Freisetzung Von Kräften Z Entwicklung ökologisch VeOI-

Polıitik USW. al das s$1e als Chancen Allerdings mUuüsse dıe
rage nach der Auswirkung uNnserer Politik auf die Entwicklungsländer ständig
gestellt und nıcht, WI1Ie bisher geschieht, unentwegt verdrängt werden. Eın für den
Süden partnerschaftliches Europa werden WIT nıcht erreichen, WeNNn WITr unlls selbst
nıcht ändern: In der Agrarpolitik, ıIn der Energiepolitik, der Finanzpolitik USW. Diıe

habe die Chance, den uen Bedingungen AQus dem Block der nördlichen
Giganten auszuscheren und mıiıt dem en politische Kompromıisse auszuhandeln.
Slie sollte Ss1e nutzen! „Und aIu sollten WIT nıcht für die gesamtdeutsche Verfas-
SUuNg aufschreıben, WI1Ie WIT Verhältnis ZU Süden sehen?“‘‘, endete Eppler sSe1-
NCN Vortrag. Dabe1l are die Expertise der DDR unschätzDar, die Taewe bezüglıch
der Entwicklungsländer hervorhob, denen die Bundesrepublik bislang kaum
Beziehungen unterhält. Der Ball wurde während der Tagung immer wıeder
aufgenommen: Günter Gaus fragte, ob die Wanderung VON Ost nach West nıcht viel-
leicht der Begınn des Marsches der rımen in dıe reichen Länder sel, und arl-Fried-
rich Von Weizsäcker erinnerte in seinem Rückblick auf die Weltversammlung in
Seoul das dort vorherrschende Thema der ungerechten Weltwirtschaftsbeziehun-
SCHh mıiıt ihren verheerenden Auswirkungen auf die Drıtte Welt Europa und WITr
Deutschen mittendrin sınd hıer wahrhaftıig gefordert!

Dal} dıe deutsch-deutsche Vereinigung nıcht einer internen Angelegenheıit WeTI-
den konnte, dafür Orgfien die ausländıschen Redner aus Polen, der CSFR, den
Nıederlanden, chweden, der SowJetunion un! den USA Eın Gast AQUus Frankreich
forderte In der Dıskussion die stärkere Berücksichtigung des europäischen Südens
beim Nachdenken über dıie Umgestaltung Europas
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Aber zweiıfellos eindrücklichsten dıe Beıträge der Polen und des frühe-
ICH tschechischen Außenministers Jirı Hajek, des großen en Mannes der
Charta-77-Bewegung. z{ierer entwarf eın weiıtmaschiges, großzügiges Bıld eines

Europa, das die bestehenden Möglichkeıiten der SZE nutzend durch diıe Bıl-
dung einer gesamteuropäischen Kommission einer uen gemeınsamen Siıcher-
heit kommen könne. Dıe Entscheidung der Deutschen ZUT Vereinigung beschrieb
als einen erwünschten Schritt auf die sung der Probleme Europas Z den seın
and seıt dem Prager Appell 1m Jahre 1985 befürwortet. Die K5S5ZE, in der alle Staa-
ten einzelne Subjekte sıind und dıie damıt die Blöcke übergreıift, se1l eın sehr viel wirk-
SAaINCICS Instrument für die Einigung un! Sicherheit Europas als eiwa dıe NA'
Dieser Punkt die Selbstverständlichkeıit, mıiıt der in der Bundesrepublık VO der
Zugehörigkeıt Gesamtdeutschlands ZUT NA gesprochen wiırd, ist eın Herd der
Beunruhigung und orge beı unNnseremHN Nachbarn. Das wurde nıcht 1Ur VON Hajek,
ondern auch VO  — dem Polen Stanisiaw Musıal und von dem Dırektor des %
Institutes Walter Stützle für seine Aaus elf verschiedenen Staaten stammenden Miıtar-
beiter artıkuliert. Es sollte uns hellhörıig machen und andere Möglichkeıiten
ernsthafter prüfen lassen. ‚wel Politikerinnen AUS$s der Bundesrepublık, Hıldegard
Hamm-Brücher und Antje Vollmer, stellten denn auch dıe NA die Ja als Verteidi-
gungsbündnıs den Ostblock konzıpiert ist, als ungeeignetes Instrument der
Friedenssicherung ausdrücklıich in rage un! unterstützten dessen den sche-
choslowakıschen Vorschlag. Das Wäarlr eın wichtiges Sıgnal dıe ausländischen
aste. Die Skepsi1s gegenüber der NA siıch beı manchen unsererI achbarn,
VOT allem be1l den Polen, mıt der ngs VOT viel Machtfülle der Deutschen
Musia/f wlies darauf hın, dal} dıe Vereinigung Deutschlands be1 U9 der polnıschen
Bevölkerung Sorge auslöse und daß diese Tendenz zunehmend se1 Es ist die ngs
VOT der Wiıederholung des ewigen Rhythmus der Erniedrigung und Erhebung der
Deutschen, VOT der Sıituation des kleinen es zwischen wel Giganten, dıe sıch
auf seine Kosten verbünden könnten. Musial sprach sehr eindrücklıch VonN unseTeTI

Verantwortung in Deutschland, dıese ngs überwınden helfen. Als später
Bischof Iranda, der Präsident des Polnischen Ökumenischen Rates, 1ın sehr bewe-
genden Worten Vergebung bat für das Leid, das se1in 'olk den Deutschen ANgC-
tan habe, und als CI VO  — der beginnenden Versöhnung auch zwıschen Polen un: Rus-
SCI1 sprach da WAarTr plötzlıch mıt Händen greifen: für die Polen ist die Versöh-
Nung ıne rage des Überlebens. Beıi uns scheıint sıe eher eine Frage des (jew1lssens
un! der moralıschen Anstrengung Die wirtschaftliche Machtposıition mac. uns

Sıegern, WIT eigentlich hätten demütig werden sollen Wiıe können WIT damıt VEI-

antwortungsvoll und ohne Überheblichkeit umgehen? Es hat die Atmosphäre des
Kolloquiums zweiıfellos entspann(t(, daß Bundespräsident mittlerweile ıIn Polen
War

Aus der Sicht VO außen bekamen die anwesenden Deutschen eın weiteres Unbe-
hagen bestätigt, das auch 1im Lande wächst und siıch 1m Ausgang der Wahlen In Nıe-
dersachsen und Nordrhein-Westfalen kundtat: der Alleingang der Regierungen und
dıe fehlende Eınbeziehung der Parlamente bei der Aushandlung des Staatsvertrage
„Es vereinigen sıch Staaten, daher gibt einen Staatsvertrag; nıcht Menschen,
SONS würden WIT über eine gemeinsame NEUEC Verfassung sprechen‘‘, akzentulerte
Konrad Weıiß, Volkskammerabgeordneter für das Bündnıis 9 9 diese 1BlıchkKeın:
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hre jeweıls eher fragenden als konstatierenden Gedanken über natiıonale Identität
und kulturelle Z/Zusammengehörigkeıt äußerten die Schriftstellerin Rosemarie Schu-
der und ünter Gaus ‚„Gegensätzliıches hatte ich registrieren das ist
meıine Identitä ‘ Tau Schuder un! griff In ihrem Nachdenken über dıe natı1o0-
nale Identität auf das Bıld ert Brechts Von Deutschland, der eichen Multter
zurück, dıe AaQus ihrer Besudelung ZwWel verschliedene Töchter hervorgebracht hat
Jede dieser J1öchter habe eın eigenes Leben, das WCNN auch noch unbedeutend

seıin Gewicht behalten müÜUuüsse. SIie trat für dıe Identität der kleineren, un
entblößten Tochter e1In. Und Günter CGjaus sprach skeptisch über die Möglıichkeıit Von
uns Deutschen, welse W1Ie eın Dädalus mıt den Machtinstrumenten der oderne
umgehen können und nıiıcht WwI1e Ikarus sıch 1m Höhenflug dıe Flügel verbren-
nen Von dem, Was In der DD  z Ideologie Waäl, selen auch WIT 1Im Westen heimlıch
au  (08 VO Glauben die Veränderbarkeıit des Menschen, der sich als ein
Irrtum erwlesen habe; und stelle sich 1m gegenwärtigen Medienzeıtalter mıt all sSe1-
1CH Verflachungserscheinungen sehr akut die rage, ob WIT überhaupt noch demo-
Kratiıefähig selen. Natıonale Identität un Z/Zusammengehöriıgkeıt: das läßt sıch
begrifflich N1IC fassen lıegt eher 1m unabweislichen Interesse aneıiınander.

Dıies Interesse hat seine handfeste Basıs in den wirtschaftlıchen Fragen. SO Wäal

notwendig und 1mM etaıl weıterführend, daß eın anzer Vormittag mıt Referaten
VO  —$ den Wırtschaftswissenschaftlern Hans Knop und urt Bıedenkopf
(BRD, Jetzt Gastprofessor In Leipzig) diesen Problemen gew1ıdmet WAäIr. Wiıchtig für
die bundesrepubliıkanischen Teilnehmer hören, WIe groß der Vermögensunter-
schled zwischen DDR und Bundesrepublik tatsächlıch ist der Zuwachs des est-
deutschen Sparvermögens War beispielsweise 089 ebenso groß w1ie das gesamte
Geldvermögen 1n der DDR; die Bundesbürger besitzen durchschnittlich viermal
sovıel eld W1e die DDR-Bürger, dıe Löhne sind mehr als doppelt hoch USW. USW.
Be1l diesen und anderen Ungleichheiten schien 1U logisch, WCIN Biedenkopf her-
vorhob, dalß ıne zehnmal höhere Belastung 1m Verhältnis ZUT DD  z für die materiel-
len Kosten des wirtschaftlichen Umbaus durchaus zumutbar und notwendig se1l Die
immateriellen Kosten habe ohnedies die DDR-Bevölkerung fast alleın tragen:
Änderung der Arbeıtsverhältnisse, rohnende Arbeıitslosigkeit, NeuUue Leistungsanfor-
derungen, Umorientierung der gesellschaftlıchen Werte, Aufgabe VO „Besitzstän-
den Gewohnheıiten‘‘, WwWI1Ie das Warten auf Lieferungen oder das Verlassen des
Arbeıtsplatzes, Einkäufe erledigen USW. Einen notwendigen Akzent In der
gegenwärtigen Unsicherheit setzte Bıedenkopf mıt seiner Bemerkung, daß dıe
sozlale Marktwirtschaft nıcht 1Ur der Grundlage des Privateigentums Produk-
tıonsmitteln, sondern auch eines starken Staates edarf, der den Wettbewerb garan-
tıert und die sozlıal Schwachen schützt.

Das Kolloquium hat insgesamt gezeigt, WI1Ie wichtig das dıfferenzierte Gespräch
über all diese lebenswichtigen Zukunftsfragen ist Man kann 1Ur hoffen, daß der

Schluß gemachte Vorschlag einer aldıgen Wiıederholung dieser Gespräche SC  -
benenfalls mıt den gleichen Referenten un! 1im Rückblick auf die heute gemachten
Prognosen, 1ın dıe Tat umgesetzt ırd

Elisabeth Raıiser
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